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(Nr. 14088.) Verordnung über ein vereinfachtes Gemeindefinanzgeſetz für die ehrenamtlich verwalteten 
Gemeinden und Gemeindeverbände. Vom 24. Februar 1934. 


Für die Gemeinden und Gemeindeverbände mit nicht mehr als 5000 Einwohnern, deren 
Verwaltung ehrenamtlich geführt wird, wird auf Grund des § 144 des Geſetzes über die Haushalts⸗ 
und Wirtſchaftsführung der Gemeinden und Gemeindeverbände (Gemeindefinanzgeſetz) vom 
15. Dezember 1933 (Geſetzſamml. S. 442) im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter folgendes 
verordnet: 


Erſter Teil. 
Haushaltsweſen. 


1. Abſchnitt. 
Von der Haushaltsſatzung. 


Sale 

(1) Der Leiter der Gemeinde hat für jedes Rechnungsjahr eine Haushaltsſatzung feſtzuſtellen. 
Sie enthält: 

a) die Feſtſetzung des Haushaltsplans; 

b) die Feſtſetzung der Steuerſätze für die Gemeindeſteuern, die für jedes Rechnungsjahr 

neu feſtzuſetzen ſind. 

(2) Das Rechnungsjahr beginnt am 1. April und ſchließt am 31. März. Es wird benannt 

nach dem Kalenderjahr, in dem es beginnt. 


§ 2. 

(1) Der Leiter der Gemeinde ſtellt unter Beachtung der Grundſätze ſparſamſter und wirt⸗ 
ſchaftlicher Finanzgebarung und möglichſter Schonung der Steuerkraft der Einwohner und der 
Wirtſchaft den Entwurf der Haushaltsſatzung auf. Er darf dabei in den Haushaltsplan außer 
den Ausgaben, die zur Beſtreitung der rechtlichen Verpflichtungen der Gemeinde notwendig ſind, 
nach gewiſſenhafter Prüfung nur ſolche aufnehmen, die für die Aufrechterhaltung der Verwaltung 
und die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde erforderlich ſind. 

(2) Der Leiter der Gemeinde ſoll den Entwurf ſo rechtzeitig aufſtellen, daß er ſpäteſtens am 
15. Februar vor Beginn des Rechnungsjahrs fertiggeſtellt iſt. Der Entwurf iſt alsdann eine 
Woche lang öffentlich auszulegen, mit den Gemeinderäten zu beraten und nach der Beratung vom 
Leiter der Gemeinde feſtzuſtellen. Zeit und Ort der Auslegung ſind rechtzeitig vorher ortsüblich 
bekanntzumachen. 

(3) Gleichzeitig mit dem Beginne der Auslegung iſt eine Ausfertigung des Entwurfs der 
Aufſichtsbehörde vorzulegen. z 
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N 8 3. . | 

(1) Die Haushaltsſatzung bedarf als ſolche keiner Genehmigung. Es iſt jedoch eine Ge⸗ 
nehmigung der Aufſichtsbehörde für die Höhe der Steuerſätze nach Maßgabe der hierüber beſtehenden 
Vorſchriften erforderlich. 

(2) Die Haushaltsſatzung iſt nach der Feſtſtellung und nach Eingang einer nach Abſ. 1 
erforderlichen Genehmigung eine Woche lang öffentlich auszulegen. Zeit und Ort der Auslegung 
ſind rechtzeitig vorher ortsüblich bekanntzumachen. 

(3) Soweit die Haushaltsſatzung von dem Entwurf abweicht, ift gleichzeitig mit dem Beginne 
der Auslegung eine Ausfertigung der Aufſichtsbehörde zu überſenden. 


§ 4. : 
(1) Die Haushaltsſatzung ſoll ſpäteſtens am 31. März vor Beginn des Rechnungsjahrs 
feſtgeſtellt und ausgelegt ſein. Auf Antrag des Leiters der Gemeinde kann die Aufſichtsbehörde 
die Friſt verlängern, jedoch nicht über den 30. Juni hinaus. 


(2) Werden die im Abſ. 1 beſtimmten Friſten verſäumt oder wird eine zweite friſtgemäß 
erfolgte Feſtſtellung deshalb nicht rechtswirkſam, weil eine Genehmigung wiederum verſagt wird, 
ſo trägt die Aufſichtsbehörde für unverzügliche Feſtſtellung der Haushaltsſatzung nach Maßgabe 
der Vorſchriften des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes über die Staatsaufſicht Sorge. 

(3) Liegt bei Beginn des Rechnungsjahrs eine rechtswirkſame Haushaltsſatzung nicht vor, 
ſo iſt der Leiter der Gemeinde bis zum Zuſtandekommen der Satzung befugt, die Ausgaben zu 
leiſten, die bei ſparſamſter Wirtſchaftsführung nötig ſind, um beſtehende Gemeindeeinrichtungen 
zu erhalten und den der Gemeinde obliegenden Aufgaben und rechtlichen Verpflichtungen zu 
genügen; ferner iſt er befugt, die feſtſtehenden Einnahmen und die Einnahmen aus den für ein 
Rechnungsjahr feſtzuſetzenden Steuern nach den Steuerſätzen des Vorjahrs fortzuerheben, ſoweit 
nicht Reichs- oder Landesrecht ein anderes beſtimmen; hiernach geleiſtete Zahlungen ſind auf die 
nach der Haushaltsſatzung wirkſam werdenden Steuern anzurechnen. 


S 5. 

(1) Die Haushaltsſatzung kann im Laufe des Rechnungsjahrs nur durch eine Nachtrags⸗ 
ſatzung über den Haushaltsplan geändert werden. Sie iſt in der gleichen Weiſe feſtzuſtellen wie 
die Haushaltsſatzung. 

(2) Der Leiter der Gemeinde iſt zur Feſtſtellung einer Nachtragsſatzung über den Haushalts- 
plan verpflichtet, wenn ſich im Laufe des Rechnungsjahrs zeigt, daß 

1. der im Haushaltsplan vorgeſehene Ausgleich der Einnahmen und Ausgaben auch bei 

Ausnutzung aller Sparmöglichkeiten auf der Ausgabenſeite des Haushaltsplans nicht 
verwirklicht werden kann, 

2. über⸗ oder außerplanmäßige Ausgaben in erheblichem Umfange noch im Laufe des 

Rechnungsjahrs geleiſtet werden müſſen, 
3. nach der Entwicklung der Einnahmen eine Senkung der Steuerſätze oder der ſonſtigen 
Abgaben möglich iſt. 

(3) Unterläßt es der Leiter der Gemeinde entgegen der Vorſchrift des Abſ. 2, eine Nachtrags⸗ 
ſatzung über den Haushaltsplan feſtzuſtellen, oder wird die Feſtſtellung deshalb niht. rechts- 
wirkſam, weil eine Genehmigung wiederholt verſagt wird, ſo trägt die Aufſichtsbehörde für un⸗ 
verzügliche Feſtſtellung der Nachtragsſatzung nach Maßgabe der Vorſchriften des Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetzes über die Staatsaufſicht Sorge. 


S 6. 
(1) Der Haushaltsplan bildet die Grundlage der Haushaltswirtſchaft der Gemeinde. Alle 
Einnahmen und Ausgaben ſind ſowohl in den Kaſſenbüchern als auch in der Rechnung unter den 
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Einzelplänen, Gruppen und Titeln zu verbuchen und nachzuweiſen, unter denen ſie im Haushalts⸗ 
plan vorgeſehen ſind. Der Leiter der Gemeinde hat die Haushaltswirtſchaft nach dem Haushalts⸗ 
plane zu führen. Er darf die Haushaltsmittel bei den einzelnen Zweckbeſtimmungen nur ſoweit 
und nicht eher in Anſpruch nehmen, als es zur wirtſchaftlichen und ſparſamen Führung der Haus⸗ 
haltswirtſchaft erforderlich iſt. 

(2) Außerordentliche Ausgaben darf der Leiter der Gemeinde erſt leiſten, wenn die im 
außerordentlichen Haushaltsplan hierfür vorgeſehenen Einnahmen eingegangen ſind oder wenn 
deren Eingang im laufenden Rechnungsjahr rechtlich und tatſächlich geſichert iſt. 


8 7. 

(1) Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben dürfen nur mit Genehmigung des 
Leiters der Gemeinde geleiſtet werden. Sie ſind vorher mit den Gemeinderäten zu beraten. Ent⸗ 
ſprechendes gilt für Maßnahmen, durch die Verbindlichkeiten der Gemeinde entſtehen können, für 
die Mittel im Haushaltsplan nicht vorgeſehen ſind. 

(2) Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben im außerordentlichen Haushaltsplan 
bedürfen außerdem der vorherigen Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 

(3) Ausgabebewilligungen, die ohne Angabe des Verwendungszwecks zur Verfügung geſtellt 
ſind, dürfen in keinem Falle überſchritten werden. 


2. Abſchnitt. 
Von der Kaſſenführung. 


§ 8. 
Die Führung der Kaſſengeſchäfte ſowie die Vornahme ordentlicher Kaſſenprüfungen werden 
durch die Kaſſenordnung geregelt; dieſe iſt als Satzung feſtzuſtellen. 


3. Abſchnitt. 
Von der Entlaſtung. 


89. 
() Über alle Haushaltseinnahmen und ausgaben hat der Leiter der Gemeinde ſpäteſtens 
bis zum 30. Juni des folgenden Rechnungsjahrs Rechnung zu legen. 
(2) Der Leiter der Gemeinde überſendet die Rechnung der Aufſichtsbehörde, die ſie nach 
Maßgabe der Vorſchriften des Gemeindefinanzgeſetzes prüft und über die Entlaſtung entjcheidet. 


Zweiter Teil. 
Teilnahme der Gemeinde am bürgerlichen Rechtsverkehr. 


§ 10. 

(1) Im bürgerlichen Rechtsverkehr wird die Gemeinde durch ihren Leiter vertreten. Dieſer 
wird von ſeinem allgemeinen Vertreter und im Rahmen der ihnen zugewieſenen Arbeitsgebiete 
von den Schöffen und Beigeordneten vertreten. 

(2) Willenserklärungen der Gemeinde ſollen nur ſchriftlich abgegeben werden, ſoweit nicht 
die Natur des Rechtsgeſchäfts oder beſondere Umſtände eine Abweichung rechtfertigen. 


S 11. 

(1) Der Leiter der Gemeinde und feine Vertreter ($ 10 Abſ. 1) find zur Vertretung der 
Gemeinde bei der Vornahme von Rechtsgeſchäften, durch die eine Verpflichtung der Gemeinde 
begründet wird, nur befugt, wenn ihre Erklärungen ſchriftlich in der im Abſ. 2 vorgeſchriebenen 
Form abgegeben werden. 


110 Preuß. Geſetzſammlung 1934. Nr. 10, ausgegeben am 3. 3. 34. 


(2) Die Erklärungen ſind unter der Amtsbezeichnung des Leiters der Gemeinde handſchriftlich 
zu vollziehen. Die Vollziehung durch den Leiter der Gemeinde bedarf zu ihrer Verbindlichkeit 
eines von ſeinem allgemeinen Vertreter oder einem ſonſtigen Schöffen oder Beigeordneten unter⸗ 
zeichneten Vermerkes, daß er von dem Inhalte der Erklärung Kenntnis genommen hat. Im 
Falle der Vertretung des Leiters der Gemeinde muß der Vollziehung durch den nach § 10 Abi. 1 
Satz 2 Vertretungsberechtigten die Mitvollziehung durch einen zweiten Schöffen oder Beigeordneten 
hinzutreten. 

(3) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 gelten nicht, wenn es ſich um Rechtsgeſchäfte über die 
Lieferung von Waren, die Vermietung von Sachen und die Verpachtung von Gegenſtänden, die 
Leiſtung von Dienſten für die Gemeinde oder die Herſtellung oder Veränderung einer Sache oder 
eines durch Arbeit oder Dienſtleiſtungen herbeizuführenden Erfolges handelt, die finanziell von 
nicht erheblicher Bedeutung ſind und die in der Wirtſchaft der Gemeinde ihrer Natur nach regel⸗ 
mäßig wiederkehren. 

§ 12. 

() Zum Abſchluß von Verträgen der Gemeinde mit ihren Beamten und Angeſtellten ſowie 
deren Ehegatten iſt nur der Leiter der Gemeinde berufen. 

(2) Verträge der Gemeinde mit dem Leiter der Gemeinde oder ſeinem Ehegatten kann nur 
fein allgemeiner Vertreter abſchließen. Die Verträge bedürfen der Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörde. 

(3) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 finden keine Anwendung auf den Abſchluß von Ver⸗ 
trägen nach feſtſtehenden Tarifen. 

§ 13. 

(1) Den Verträgen, die für Rechnung der Gemeinde geſchloſſen werden, ſoll eine öffentliche 
Ausſchreibung nach den Grundſätzen der Reichsverdingungsordnung vorhergehen, ſofern nicht die 
Natur des Geſchäfts oder beſondere Umſtände eine Abweichung hiervon rechtfertigen. 

(2) Der Miniſter des Innern kann im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem 
Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit für das Vergebungsweſen allgemeine Grundſätze aufitellen, 
die für die Gemeinden verbindlich ſind. 

§ 14. 

(1) Verträge, durch die die Gemeinde verpflichtet werden ſoll, über ein Rechnungsjahr 
hinaus Zahlungen zu leiſten, ſollen endgültig erſt abgeſchloſſen werden, nachdem die Ausgabe⸗ 
mittel zur Deckung der der Gemeinde erwachſenden Ausgaben erſtmalig durch den Haushaltsplan 
oder durch einen Nachtragshaushaltsplan bereitgeſtellt ſind. 

(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt nicht für im Rahmen der laufenden Verwaltung ab⸗ 
zuſchließende, ihrer Natur nach regelmäßig wiederkehrende Verträge. 


§ 15. 

Verträge über ein von der Gemeinde gewährtes Darlehen ſollen ſchriftlich abgeſchloſſen 
werden. In ihnen ſollen Beſtimmungen über die Rückzahlung des Darlehns und über ſeine 
Verzinſung getroffen werden. 

; § 16. 

Leiſtungen der Gemeinde vor Empfang der Gegenleiſtung ſollen nur vereinbart oder 
bewirkt werden, ſoweit dies im allgemeinen Verkehr üblich oder durch beſondere Umſtände 
gerechtfertigt iſt. 

§ 17. 

(1) Die der Gemeinde zuſtehenden Zahlungen ſind rechtzeitig und vollſtändig einzuziehen. 

(2) Zahlungsverbindlichkeiten gegenüber der Gemeinde dürfen, ſoweit eine Stundung bei 
Leiſtungen der in Frage kommenden Art nicht allgemein üblich iſt, nur der Leiter der Gemeinde, 
ſein allgemeiner Vertreter oder die Schöffen und Beigeordneten im Rahmen der ihnen zu⸗ 


Preuß. Geſetzſammlung 1934. Nr. 10, ausgegeben am 3. 3. 34. 111 


gewieſenen Arbeitsgebiete ſtunden. Die Stundung iſt nur bei Vorliegen beſonderer Umſtände 
und nur dann zuläſſig, wenn die Erfüllung der Verbindlichkeiten hierdurch nicht gefährdet wird. 


(3) Einen Anſpruch der Gemeinde darf nur der Leiter der Gemeinde oder fein allgemeiner 
Vertreter nach Anhörung der Gemeinderäte erlaſſen oder niederſchlagen. Die Anhörung iſt ſtets 
erforderlich vor dem Erlaß oder der Niederſchlagung von Anſprüchen gegen Beamte aus Kaſſen⸗ 
oder Rechnungsfehlbeträgen ſowie von Anſprüchen auf Erſatz von Schäden infolge ſchuldhaften 
Verhaltens im Dienſte; im übrigen kann der Leiter der Gemeinde oder ſein allgemeiner Ver⸗ 
treter durch Satzung ermächtigt werden, Anſprüche beſtimmter Art oder bis zu einer beſtimmten 
Höhe ohne Anhörung zu erlaſſen oder niederzuſchlagen. Dieſe Vorſchriften gelten auch für den 
Abſchluß von Vergleichen. 

(4) Für Stundung, Erlaß und Niederſchlagung von öffentlichen Abgaben gelten die hierüber 
beſtehenden beſonderen geſetzlichen Vorſchriften ſowie die zu ihrer Ergänzung erlaſſenen An⸗ 
ordnungen. 


Dritter Teil. 
Vermögens⸗ und Schuldenverwaltung. 


1. Abſchnitt. 
Von der Vermögensverwaltung. 


8 18. 


() Das Vermögen der Gemeinde beſteht aus dem Gemeindevermögen und dem Gemeinde⸗ 
ſondervermögen. 

(2) Gemeindeſondervermögen ſind die Vermögensgegenſtände der Gemeinde, deren Nutzung 
nicht der Gemeinde ſondern den Einwohnern oder einzelnen von ihnen zuſteht (Gemeindeglieder⸗ 
vermögen) ſowie die Vermögensgegenſtände der Gemeinde, die oder deren Nutzung für beſtimmte 
wohltätige oder gemeinnützige Zwecke zu verwenden ſind (Gemeindeſtiftungsvermögen). 


8 19. 


) Die Gemeinde fol Vermögensgegenſtände nur erwerben, ſoweit es zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlich iſt oder in abſehbarer Zeit erforderlich wird. 


(2) Der entgeltliche Erwerb von Vermögensgegenſtänden durch die Gemeinde darf, ſoweit 
hierfür nicht Mittel des ordentlichen Haushalts zur Verfügung ſtehen, regelmäßig nur erfolgen, 
wenn die Gemeinde zu dieſem Zwecke ausreichende Rücklagen aus Mitteln des ordentlichen Haus⸗ 
halts angeſammelt hat. 

(3) Darlehnsmittel ſollen zum entgeltlichen Erwerb von Vermögensgegenſtänden unbeſchadet 
der Vorſchrift des § 27 nur verwendet werden, wenn es fih um einen nicht vorausſehbaren 
außerordentlichen Bedarf handelt oder wenn die Anſammlung von Rücklagen aus ſonſtigen 
zwingenden Gründen nicht möglich war. 


8 20. 
Gemeindevermögen darf nicht in Gemeindegliedervermögen umgewandelt werden. 


§ 21. 

Der Abſchluß von Rechtsgeſchäften, welche die entgeltliche oder unentgeltliche Veräußerung 
oder den Tauſch von Grundſtücken und grundſtücksgleichen Rechten zum Gegenſtand haben, bedarf 
der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. Das gleiche gilt für Rechtsgeſchäfte über die Veräußerung 
oder weſentliche Veränderung von Sachen, die einen beſonderen wiſſenſchaftlichen, geſchichtlichen 
oder künſtleriſchen Wert haben, namentlich von Archiven und Teilen derſelben. 
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§ 22. 

Der Erlös aus der Veräußerung von Vermögensgegenſtänden darf nicht für Zwecke des 
ordentlichen Haushalts verwendet werden. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde. 

§ 23. 


Das Gemeindevermögen iſt ſo zu verwalten, daß ſeine Vorhaltung und Bewirtſchaftung 
möglichſt geringe Koſten verurſacht, und daß aus ihm ein angemeſſener Ertrag gewonnen wird, 
es ſei denn, daß der Zweck, dem ein Vermögensgegenſtand zu dienen beſtimmt iſt, die Erwirt⸗ 
ſchaftung eines Ertrags ausſchließt oder beſondere geſetzliche Vorſchriften etwas anderes beſtimmen. 


§ 24. 


(1) Das Gemeindegliedervermögen iſt nach den bisherigen Beſtimmungen und Gewohnheiten 
zu bewirtſchaften. 

(2) Gemeindegliedervermögen darf nicht in Privatvermögen der Nutzungsberechtigten umge⸗ 
wandelt werden. Es kann mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde in freies Gemeindevermögen 
umgewandelt werden. Die Genehmigung ſoll nur erteilt werden, wenn die Umwandlung bei 
aller Achtung vor den althergebrachten Gewohnheiten und Einrichtungen aus Gründen des Ge— 
meinwohls geboten erſcheint. In dieſem Falle iſt den bisher Berechtigten, ſoweit ſie das Recht 
zur Teilnahme an der Nutzung des Gemeindegliedervermögens durch ein Einkaufsgeld erworben 
haben, dieſes zurückzuzahlen. 

(3) Soweit nach den bisher geltenden rechtlichen Vorſchriften Nutzungsrechte am Gemeinde⸗ 
gliedervermögen den Berechtigten gegen ihren Willen nicht entzogen oder geſchmälert werden 
dürfen, darf die Umwandlung nur gegen angemeſſene Entſchädigung erfolgen. Die Pflicht zur 
Entſchädigung liegt der Gemeinde ob. Die Höhe der Entſchädigung wird von dem Leiter der 
Gemeinde feſtgeſetzt. Gegen die Feſtſetzung findet binnen ſechs Monaten die Klage im ordent⸗ 
lichen Rechtsweg ſtatt. 


8 25. 


Für die Gemeindewaldungen finden die Vorſchriften des Dritten Teiles dieſer Verordnung 
keine Anwendung. Es bewendet inſoweit bei den beſtehenden Vorſchriften. 


2. Ab ſchnitt. 
Von der Schuldenverwaltung. 


§ 26. 

(1) Die Gemeinde darf Darlehen nur im Rahmen des außerordentlichen Haushaltsplans 
oder eines außerordentlichen Nachtragshaushaltsplans aufnehmen. Als Darlehen iſt die Auf⸗ 
nahme jeder Art von Kredit mit Ausnahme der Kaſſenkredite anzuſehen. 

(2) Darlehnsermächtigungen im außerordentlichen Haushaltsplan oder in einem auher- 
ordentlichen Nachtragshaushaltsplan erlöſchen mit Ablauf des Rechnungsjahrs. 


§ 27. 

(1) Die Gemeinde darf Darlehen nur zur Beſtreitung eines außerordentlichen und unab⸗ 
weisbaren Bedarfs und im allgemeinen nur für werbende Zwecke aufnehmen. Ein werbender 
Zweck liegt vor, wenn die Gewähr gegeben erſcheint, daß der Aufwand für die Verzinſung und 
Tilgung der Darlehen durch Einnahmen oder durch Ausgabeerſparniſſe, die ſich aus der Ver⸗ 
wendung der Darlehnsmittel ergeben, dauernd ausgeglichen werden kann. 

(2) Darlehen für nicht werbende Zwecke darf die Gemeinde nur aufnehmen, wenn ſich die 
Verzinſungs⸗ und Tilgungsverpflichtungen mit ihrer dauernden Leiſtungsfähigkeit im Einklang 
befinden. Den Nachweis hierfür hat die Gemeinde vor Aufnahme eines ſolchen Darlehns regel⸗ 
mäßig dadurch zu erbringen, daß ſie die zur Erfüllung des Kapitaldienſtes erforderlichen Beträge 
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für einen beſtimmten Zeitraum aus Mitteln des ordentlichen Haushalts in einer Rücklage ange⸗ 
ſammelt hat. 

(3) Unbeſchadet der beſonderen Vorſchriften über die Aufnahme und Verwendung von 
Kaſſenkrediten ($ 32) darf die Gemeinde Darlehen mit einer Laufzeit von nicht mehr als einem 
Jahre nur aufnehmen, wenn ſie ſich als Vorwegnahme eines rechtsverbindlich von einem leiſtungs⸗ 
fähigen Kreditgeber zugeſagten und genehmigten langfriſtigen Darlehns darſtellen und demſelben 
Zwecke dienen, für den der Erlös dieſes Darlehns beſtimmt iſt. 


§ 28. 

(1) Die Gemeinde bedarf zur rechtswirkſamen Aufnahme von Darlehen, die im außerordent⸗ 
lichen Haushaltsplan oder in einem außerordentlichen Nachtragshaushaltsplane vorgeſehen ſind, 
zur rechtswirkſamen Übernahme von Bürgſchaften und Verpflichtungen aus Gewährverträgen 
und zur rechtswirkſamen Beſtellung anderer Sicherheiten der vorherigen Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde. Eine Genehmigung iſt nicht erforderlich für im Rahmen der laufenden Ver⸗ 
waltung abzuſchließende, ihrer Natur nach regelmäßig wiederkehrende Geſchäfte, es ſei denn, 
daß es ſich unmittelbar oder mittelbar um die Aufnahme von Auslandskrediten handelt. 


(2) Der Genehmigung unterliegen auch Rechtsgeſchäfte, mit denen durch Mißbrauch von 
Formen und Geſtaltungsmöglichkeiten des Rechtes die Genehmigung umgangen werden ſoll. Eine 
ſolche Umgehung liegt insbeſondere dann vor, wenn durch das gewählte Rechtsgeſchäft nach Lage 
der Verhältniſſe wirtſchaftlich für die Gemeinde im weſentlichen derſelbe Erfolg erzielt werden 
ſoll, der erzielt würde, wenn eine der Aufnahme eines Darlehns, der Übernahme einer Bürg- 
ſchaft oder Gewähr oder der Stellung einer Sicherheit entſprechende rechtliche Geſtaltung gewählt 
worden wäre. Dies gilt auch, wenn für die Errichtung, die Inſtandſetzung oder den Ausbau 
dauernder Anlagen oder anderer Werke ein Geldbetrag geſchuldet und die Zahlung nicht auf Grund 
eines Darlehnsvertrags ſondern in anderer rechtsgeſchäftlicher Form kreditiert wird. 


i i 8.29. 

Die Gemeinde darf zur Sicherung eigener Darlehen grundſätzlich keine beſonderen Sicher⸗ 
heiten beſtellen. Als beſondere Sicherheiten gelten nicht eine hypothekariſche Sicherung, wenn 
ſie der Verkehrsübung entſpricht (3. B. Reſtkaufgeld, Finanzierung von Wohnungsbau, landwirt⸗ 
ſchaftliche Beleihung) und die bankmäßige Lombardierung von Wertpapieren. 


§ 30. 

(1) Die Gemeinde hat für jedes Darlehen, das in Teilbeträgen oder durch einmalige Rück⸗ 
zahlung zu tilgen ift, einen Tilgungsplan aufzuſtellen; ſpätere Anderungen des Tilgungsplans 
bedürfen der Genehmigung der Aufſichtsbehörde, wenn ſie eine Erleichterung der Tilgung für 
die Gemeinde bezwecken. 

(2) In dem Tilgungsplan iſt eine Tilgung mindeſtens in der Höhe der Rückzahlungsbedin⸗ 
gungen aus dem Darlehnsvertrage vorzuſehen. Iſt ein Darlehn für ſolche Ausgaben verwendet 
worden, die erfahrungsgemäß bereits vor voller Tilgung des Darlehns gemäß den Rückzahlungs⸗ 
bedingungen wiederkehren, ſo ſoll eine verſtärkte Tilgung entſprechend der Wiederkehr der Ausgabe 
vorgeſehen werden. Die Tilgung iſt ferner um ſo höher zu bemeſſen, je geringer der unmittel⸗ 
bare wirtſchaftliche Nutzen der Darlehnsausgabe iſt. 

(3) Angeſammelte Tilgungsbeträge dürfen für ſonſtige Zwecke des Haushalts nicht verwendet 
werden. Im übrigen trifft der Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter 
die näheren Vorſchriften über die Tilgung und über die Tilgungsrücklagen für Darlehen 
der Gemeinden. 


§ 31. 


Der Erlös aus Darlehen ih nur N die bei der Genehmigung angegebenen Zwecke 
verwendet werden. 
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3. Abſchnitt. 
Von den Kaſſenkrediten. 


§ 32. 

(1) Die Gemeinde darf Kredite zur Aufrechterhaltung des Betriebs der Gemeindekaſſe (Kaſſen⸗ 
kredit) nur aufnehmen, wenn der Bedarf aus einer angeſammelten Betriebsrücklage nicht gedeckt 
werden kann. Kaſſenkredite dürfen nicht für Ausgaben des außerordentlichen Haushalts 
verwendet werden. 

(2) Die Aufnahme von Kaſſenkrediten bedarf der vorherigen Genehmigung der Auffſichts⸗ 
behörde. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn die Kaſſenkredite aus ordentlichen 
Einnahmen des laufenden Haushalts oder ſonſt innerhalb von neun Monaten aus ordentlichen 
Einnahmen zurückgezahlt werden können und nicht jeweils insgeſamt mehr als ein Viertel des 
haushaltsmäßigen ordentlichen Einnahmeſolls des Rechnungsjahrs betragen. 


4. Abſchnitt. 
Von dem Nachweis und der Bewertung des Vermögens und der Schulden. 


§ 33. 


In jeder Gemeinde ſind Verzeichniſſe des Vermögens und der Schulden fortlaufend zu 
führen, die den Beſtand, ſeinen Wert und die Veränderungen nachweiſen. 


Vierter Teil. 
Wirtſchaftliche Betätigung der Gemeinden. 


§ 34. 

(1) Die Gründung und Errichtung wirtſchaftlicher Unternehmungen ſowie die Beteiligung 
an wirtſchaftlichen Unternehmungen mit eigener Rechtsperſönlichkeit bedarf der vorherigen 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 

(2) Nicht zu den wirtſchaftlichen Unternehmungen gehören, ſoweit nicht die Aufſichtsbehörde 
etwas anderes beſtimmt, Veranſtaltungen des Unterrichts-, Erziehungs- und Bildungsweſens, 
der körperlichen Ertüchtigung, der Kranken-, Geſundheits⸗ und Wohlfahrtspflege ſowie diejenigen 
Veranſtaltungen, über deren Errichtung oder Wirtſchaftsführung beſondere Vorſchriften beſtehen. 
Auch dieſe Veranſtaltungen ſind nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu verwalten. 


§ 35. 

Wirtſchaftliche Unternehmungen ſind ſo zu führen, daß ſie einen Ertrag für die Haushalts⸗ 
wirtſchaft der Gemeinde abwerfen. Mindeſtens müſſen die Einnahmen jeder einzelnen Unter⸗ 
nehmung die geſamten durch die Unternehmung entſtehenden Aufwendungen ausgleichen und 
angemeſſene Rücklagen ermöglichen. Die Aufſichtsbehörde kann Abweichungen von dieſen Vor⸗ 
ſchriften zulaſſen. 

§ 36. 


Betreiben Gemeinden Unternehmungen, bei denen ein Wettbewerb gleichartiger privater 
Unternehmungen tatſächlich nicht beſteht, ſo darf die Belieferung nicht davon abhängig gemacht 
werden, daß 

1. die Gemeinde ſich das ausſchließliche Recht auf andere Leiſtungen und Lieferungen als 

den Anſchluß an das Verſorgungsnetz ausbedingt, 

2. die Gemeinde dem Belieferten die Verpflichtung auferlegt, außer der Belieferung andere 

Leiſtungen oder Lieferungen in Anſpruch zu nehmen. 
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Fünfter Teil. 
Haftung der Gemeindebeamten aus der Haushalts- und Wirtſchaftsführung. 


§ 37. 


Beamte der Gemeinden, die ſchuldhaft gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung verſtoßen, 
haften der Gemeinde für den ihr daraus entſtehenden Schaden. 


§ 38. 


Unterläßt es der Leiter der Gemeinde, rechtzeitig eine Nachtragsſatzung über den Haus⸗ 
haltsplan feſtzuſtellen, trotzdem er erkennt oder erkennen muß, daß über⸗ oder außerplanmäßige 
Ausgaben in erheblichem Umfang im Laufe des Rechnungsjahrs geleiſtet werden müſſen, ſo 
haftet er der Gemeinde für den daraus erwachſenen Schaden, wenn die Entlaſtung wegen ſolcher 
Ausgaben nicht erteilt wird. 


Sechſter Teil. 
Gemeindeverbände. 


§ 39. 

Die Vorſchriften des Erſten bis Fünften Teiles dieſer Verordnung gelten für die Gemeinde⸗ 
verbände mit der Maßgabe, daß bei der Aufſtellung der Haushaltsſatzung und der Rechnung ſowie 
bei der Verwaltung und Beaufſichtigung des Rechnungs⸗ und Kaſſenweſens der Landgemeinden 
in der Rheinprovinz und in der Provinz Weſtfalen der Bürgermeiſter des Amtes in dem Umfange 
mitwirkt, wie es gemäß SS 46, 48 und 49 der Landgemeindeordnung für die Provinz Weſtfalen 
vorgeſehen war. 


Siebenter Teil. 
Schluß vorſchriften. 


§ 40. 

(1) Gemeinden und Gemeindeverbände im Sinne dieſer Verordnung ſind die Bauerndörfer, 
Landgemeinden und Städte, die Amter, Kirchſpielslandgemeinden und Schulverbände mit nicht 
mehr als 5000 Einwohnern, deren Verwaltung ehrenamtlich geführt wird. Der Miniſter des 
Innern kann im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter die Vorſchriften dieſer Verordnung 
ganz oder teilweiſe auf Zweckverbände ſowie auf Samtgemeinden im Gebiet des Geſetzes, die 
Landgemeinden betreffend, vom 28. April 1859 (Hannov. Geſetzſamml. S. 393) für anwendbar 
erklären. 


(2) Wer Leiter der Gemeinde im Sinne dieſer Verordnung iſt, ergibt ſich aus dem Gemeinde- 
verfaſſungsgeſetze. Wer Leiter des Gemeindeverbandes im Sinne dieſer Verordnung iſt, wird 
endgültig durch das neue Gemeindeverfaſſungsrecht beſtimmt. Bis dahin iſt Leiter des Ge⸗ 
meindeverbandes im Sinne dieſer Verordnung 


1. in Amtern: der Bürgermeiſter, 

2. in Kirchſpielslandgemeinden: der Kirchſpielslandgemeindevorſteher, 
3. in Schulverbänden: der Schulverbandsvorſteher, 

4. in Zweckverbänden: der Verbandsvorſteher, 

5. in Samtgemeinden: der Vorſteher. 


(8) Wer allgemeiner Vertreter des Leiters der Gemeinde ift, ergibt fih aus dem Gemeinde- 
verfaſſungsgeſetze. Wer allgemeiner Vertreter des Leiters des Gemeindeverbandes ift, wird end- 
gültig durch das neue Gemeindeverfaſſungsrecht beſtimmt. Bis dahin iſt allgemeiner Vertreter 
des Leiters des Gemeindeverbandes im Sinne dieſer Verordnung derjenige Beamte, der den Leiter 
des Gemeindeverbandes in Behinderungsfällen allgemein vertritt. 
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(4) Wer in Gemeindeverbänden die Aufgaben der Gemeinderäte wahrnimmt, wird end⸗ 
gültig durch das neue Gemeindeverfaſſungsrecht beſtimmt. Bis dahin werden dieſe Aufgaben von 
den Vertretungskörperſchaften wahrgenommen. 


§ 41. 

Die vom Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter zur Ausführung 
dieſer Verordnung aufgeſtellten Grundſätze und Muſter ſind für die Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände verbindlich. 

§ 42. 

(1) Die Verordnung tritt am 1. März 1934 in Kraft. Gleichzeitig treten die entgegen⸗ 
ſtehenden Vorſchriften und die nicht mit ihr vereinbaren oder ſonſt überholten Vorſchriften außer 
Kraft. Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, im Verordnungsweg die danach außer Kraft 
tretenden Vorſchriften verbindlich zu bezeichnen, weitergeltende Vorſchriften unter Ausräumung 
von Unſtimmigkeiten an den neuen Rechtszuſtand anzugleichen und in neuer Faſſung und 
Ordnung bekanntzumachen. 

(2) Der Miniſter des Innern erläßt im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter die für die 
Überleitung und die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen allgemeinen Verwaltungs⸗ 
vorſchriften. 


Berlin, den 24. Februar 1934. 


gugleich für den Finanzminiſter 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 
Grauert. 


(Nr. 14089.) Zweite Verordnung zur Durchführung des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes vom 15. Dezember 
1933 (Geſetzſamml. S. 427). Vom 28. Februar 1934. 


Auf Grund des $ 70 des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes vom 15. Dezember 1933 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 427) wird folgendes verordnet: 
Zu 8 2: 
§ 1. 
Soweit Gemeinden, die nicht nach einem der im § 1 der Erſten Durchführungsverordnung 
vom 20. Dezember 1933 (Geſetzſamml. S. 497) genannten Geſetze verwaltet wurden, nach den 


vor Inkrafttreten des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes geltenden Vorſchriften die Bezeichnung „Stadt“ 
führen durften, behält es hierbei bis zur anderweitigen Regelung ſein Bewenden. 


§ 2. 
Vom 1. April 1934 ab ſind die Dorfſchaften und Bauerſchaften in den Kreiſen Huſum, 
Norderdithmarſchen und Süderdithmarſchen der Provinz Schleswig⸗Holſtein ſowie die ſelbſtändigen 
Köge des Kreiſes Huſum Landgemeinden. 


Zu 8 4: 
8.3. 
(1) In Gemeinden, die vorausſichtlich in Bauerndörfer umgewandelt werden, führt der 
Leiter der Gemeinde bis zur endgültigen Regelung die bisherige Bezeichnung auch über den 
1. April 1934 weiter. 


(2) Entsprechendes gilt für die Leiter der im § 1 dieſer Verordnung genannten Gemeinden. 
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Zu 8 142 
§ 4. 


Als öffentliche Unternehmungen im Sinne des § 14 des Geſetzes gelten die Unternehmungen, 
die vom Reiche, dem Staate, einer Gemeinde, einem Gemeindeverband, einem Zweckverband 
oder von ſolchen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes oder Geſellſchaften des privaten Rechtes 
betrieben werden, deren Einkünfte mit mehr als der Hälfte dem Reiche, dem Staate, einer 
Gemeinde, einem Gemeindeverband oder einem Zweckverbande zufließen, deren Geſellſchaftskapital 
ſich mit mehr als der Hälfte in der Hand der genannten Körperſchaften befindet oder in denen 
dieſe Körperſchaften durch Stimmenmehrheit in Organen oder ſonſt entſcheidenden Einfluß auf 
die Leitung der Unternehmung ausüben. In Zweifelsfällen entſcheidet der Miniſter des Innern, 
ob eine Unternehmung als öffentliche Unternehmung im Sinne des § 14 des Geſetzes zu 
betrachten iſt. 


Zu §$ 31, 32, 33: 
S 5. 
() In Gemeinden, in denen die Einrichtung hauptamtlicher Stellen von Schulzen, Schöffen, 
Bürgermeiſtern und Beigeordneten nach den Vorſchriften des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes und 
der auf ſeiner Grundlage erlaſſenen Satzungen unzuläſſig iſt, bleiben ſolche Beamte, wenn ſie 


im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geſetzes hauptamtlich beſtellt waren, bis zum Ablauf ihrer 
Amtszeit im Amte. 


(2) Entſprechendes gilt, wenn bei Inkrafttreten des Geſetzes die im § 31 Abſ. 2 und $ 32 
Abſ. 2 des Geſetzes genannten Höchſtzahlen überſchritten find oder wenn eine zweite hauptamtliche 
Stelle (§S 32 Abſ. 2 Satz 2) mit einem anderen hauptamtlichen Beamten als dem Kämmerer 
beſetzt iſt. 

(3) Wird bei Inkrafttreten des Geſetzes die Stelle des Bürgermeiſters in Städten mit mehr 
als 10 000 Einwohnern ehrenamtlich verwaltet, fo findet § 7 Abſ. 2 Satz 1 und 2 dieſer Ber- 
ordnung Anwendung. 


(4) Erfüllen Bürgermeiſter, Erſte Beigeordnete und Kämmerer, die bei Inkrafttreten des 
Gemeindeverfaſſungsgeſetzes im Amte ſtehen, die Vorausſetzungen des § 33 Abſ. 2 des Geſetzes 
nicht, ſo bleiben ſie bis zum Ablauf ihrer Amtszeit im Amte, ſofern ſie nicht Ehrenbeamte ſind. 
Sind fie Ehrenbeamte, jo findet § 7 Abſ. 2 Satz 1 und 2 dieſer Verordnung Anwendung. 


Zu § 34: 
S 6. 


(1) Schulen, Schöffen, Bürgermeiſter und Beigeordnete, die auf Grund des Geſetzes über 
die Beſtätigung von Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände vom 23. Juni 1933 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 217) in ihr Amt eingewieſen aber noch nicht beſtätigt worden ſind, gelten als mit 
dem Tage der Zuſtellung oder Aushändigung der Einweiſungsurkunde in das Amt berufen. Das 
gilt auch dann, wenn die Einweiſungsurkunde zwar vor Inkrafttreten des Geſetzes ausgeſtellt aber 
erſt nach deſſen Inkrafttreten zugeſtellt oder ausgehändigt worden iſt. 


(2) Schulzen, Schöffen, Bürgermeiſter und Beigeordnete, die auf Grund des Geſetzes über 
die Beſtätigung von Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände vom 23. Juni 1933 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 217) beſtätigt worden ſind, gelten als mit dem Tage der Zuſtellung oder Aushändigung 
der Einweiſungsurkunde in das Amt berufen. Abſ. 1 Satz 2 findet entſprechende Anwendung. 


(3) Schulzen, Schöffen, Bürgermeiſter und Beigeordnete, die vor dem Inkrafttreten des 
Geſetzes über die Beſtätigung von Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände vom 23. Juni 
1933 (Geſetzſamml. S. 217) auf Grund der Vorſchriften der früheren Gemeindeverfaſſungsgeſetze 
beſtätigt worden ſind, gelten als mit dem Tage der Zuſtellung oder Aushändigung der Beſtätigungs⸗ 
urkunde in ihr Amt berufen. 
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(0 Schulzen, Schöffen, Bürgermeiſter und Beigeordnete, die vor dem Inkrafttreten des 
Geſetzes über die Beſtätigung von Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände vom 23. Juni 
1933 (Geſetzſamml. S. 217) in ihr Amt gelangt find, ohne daß nach den damals geltenden 
Vorſchriften eine Beſtätigung vorgeſchrieben war, gelten als mit dem Tage der Einführung in 
das Amt berufen. 

(5) Die in Abſ. 2 bis 4 genannten Beamten ſtehen ſolchen Beamten gleich, bei denen die 
für die Berufung zuſtändige Behörde auf das Recht der Zurücknahme der Berufung verzichtet hat 
($ 37 Abſ. 1 des Geſetzes). 


Zu § 36: 
i § 7. 

(1) Die Amtszeit der zur Zeit des Inkrafttretens des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes im Amte 
ſtehenden hauptamtlichen Schulzen, Schöffen, Bürgermeiſter und Beigeordneten richtet ſich nach 
denjenigen Vorſchriften, die hierfür im Zeitpunkt ihrer Berufung ($ 6 dieſer Verordnung) 
beſtanden. 

(2) Die Amtszeit der zur Zeit des Inkrafttretens des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes im Amte 
ſtehenden ehrenamtlichen Schulzen, Schöffen, Bürgermeiſter und Beigeordneten und die der ehren⸗ 
amtlichen Orts- (Bezirks⸗warte endet am 30. Juni 1934. Die danach ausſcheidenden Beamten 
bleiben bis zum Amtsantritt der neu zu berufenden Beamten mit den bisherigen Rechten und 
Pflichten im Amte. Wiederberufung der ausſcheidenden Beamten iſt zuläſſig. 


Zu § 37: 
§ 8. 
Auf das erſte Amtsjahr im Sinne des $ 37 Abſ. 1 Satz 1 des Geſetzes kann diejenige Zeit 
angerechnet werden, die der Beamte in ſeiner Stelle kommiſſariſch tätig war. 


Zu $ 41: 
89. 

(1) Beſitzt der oberſte örtliche Leiter der NSDAP. oder der rangälteſte Führer der Sturm⸗ 
abteilungen oder der Schutzſtaffeln, der für den Gemeindebezirk zuſtändig iſt, das Bürgerrecht in 
der Gemeinde nicht, ſo iſt als Gemeinderat ein von der vorgeſetzten Dienſtſtelle der PO. oder SA. 
zu benennender Stellvertreter des oberſten örtlichen Leiters der NSDAP. bzw. ein ſonſtiger 
Führer der Sturmabteilungen oder Schutzſtaffeln, der das Bürgerrecht in der Gemeinde beſitzt, 
zu berufen. 

(2) Entſprechendes gilt, wenn der Leiter der Gemeinde oberſter örtlicher Leiter der NSDAP. 
oder rangälteſter Führer der Sturmabteilungen oder der Schutzſtaffeln ift. 

(3) Auch in anderen Fällen kann an Stelle des oberſten örtlichen Leiters der NSDAP. oder 
des rangälteſten Führers der Sturmabteilungen oder der Schutzſtaffeln ein Stellvertreter bzw. 
ein ſonſtiger Führer der Sturmabteilungen oder der Schutzſtaffeln berufen werden, wenn die vor⸗ 
geſetzte Dienſtſtelle der PO. oder SA. dies für angebracht hält. 


§ 10. 
Die Reihenfolge der Gemeinderäte, die nach 8 41 Abſ. 3 des Geſetzes in den Jahren 1936 
und 1938 auszuſcheiden haben, wird durch das von dem Leiter der Gemeinde in einer Sitzung 
der Gemeinderäte zu ziehende Los beſtimmt. 


Zu 8 50: 
ile 
Hauptamtliche Schulzen, Schöffen, Bürgermeiſter und Beigeordnete, die nach $ 50 des 
Geſetzes ausſcheiden müſſen, ſind in den Ruheſtand zu verſetzen; ſie ſtehen ſolchen Beamten gleich, 
die wegen Dienſtunfähigkeit in den Ruheſtand verſetzt werden. 
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Zu SS 52/57: 
S 12. 

(1) Zuſtändige Aufſichtsbehörde im Sinne des § 52 des Geſetzes iſt, wenn durch die Grenz⸗ 
ſtreitigkeit die Grenzen ſolcher Gemeinden berührt werden, die in verſchiedenen Kreiſen liegen, der 
Regierungspräſident, wenn durch die Grenzſtreitigkeit die Grenzen ſolcher Gemeinden berührt 
werden, die in verſchiedenen Regierungsbezirken liegen, ein von dem Miniſter des Innern be- 
auftragter nicht beteiligter Regierungspräſident. 

(2) Zuſtändige Aufſichtsbehörde im Sinne des § 57 des Geſetzes iſt, wenn bei der Ausein⸗ 
anderſetzung ſolche Gemeinden beteiligt ſind, die in verſchiedenen Kreiſen liegen, der Regierungs⸗ 
präſident, wenn bei ihr ſolche Gemeinden beteiligt ſind, die in verſchiedenen Regierungsbezirken 
liegen, ein von dem Miniſter des Innern beauftragter nicht beteiligter Regierungspräſident. 


8 13. 

(1) Soweit bei Inkrafttreten des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes Streitigkeiten über beſtehende 
Gemeindegrenzen bei den Verwaltungsgerichten anhängig waren, werden ſie nach den bisher 
geltenden Vorſchriften zu Ende geführt. Entſprechendes gilt für Klagen der Gemeinden gegen— 
einander, wenn die Beſchlußbehörde über die infolge einer Anderung der Gemeindegrenzen not- 
wendig werdende Auseinanderſetzung beſchloſſen hat. 

(2) In den Fällen der SS 52 und 57 des Geſetzes findet in Zukunft eine Klage der Beteiligten 
im Verwaltungsſtreitverfahren nicht mehr ſtatt. 


Schlußvorſchriften. 


§ 14. 


Die Rezeſſe in den Städten in Neuvorpommern und Rügen ſowie beſondere Verfaſſungs⸗ 
ſtatute der Gemeinden (3. B. § 1 Abſ. 2 öſtl. StO.) treten außer Kraft. 


§ 15. 
(1) Die Verordnung tritt mit Rückwirkung vom 1. Januar 1934 in Kraft. 
(2) Der Miniſter des Innern erläßt die zu ihrer Ausführung erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorſchriften. 


Berlin, den 28. Februar 1934. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


In Vertretung: 
Grauert. 
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